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VORBEMERKUNGEN
Die Montan Solar GmbH beabsichtigt, 
auf einer ehemals als Kohlelager ge-
nutzten und aktuell brachliegenden 
Fläche eine Photovoltaikfreiflächen-
anlage zu errichten. Das ca. 2,1 ha 
große Areal liegt westlich der ehe-
maligen Grube Velsen in Völklingen, 
Stadtteil Geislautern.

Die Stadt Völklingen hat daher den 
Beschluss zur Aufstellung eines Be-
bauungsplanes gefasst.

Zur planungsrechtlichen Umsetzung 
des geplanten Sondergebietes wird 
ein Bebauungsplan der Innenentwick-
lung gem. § 13a BauGB aufgestellt, 
da das geplante Gebiet der Innenent-
wicklung und Wiedernutzbarmachung 
dient und die maßgebliche Grundflä-
che kleiner als 20.000 m2 ist.

Von einer Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB kann damit abgesehen 
werden.

Der aktuell rechtskräftige Flächennut-
zungsplan stellt für das Gebiet eine 
gewerbliche Baufläche dar. Er wird im 
Wege der Berichtigung angepasst.

Ein Anschluss der Flächen an das ört-
liche Verkehrsnetz ist bereits vorhan-
den. Darüber hinaus stellt das Vorha-
ben eine sinnvolle Revitalisierung der 
brachliegenden Fläche dar.

Mit der Erstellung des Bebauungspla-
nes wurde die Kernplan GmbH, Ge-
sellschaft für Städtebau und Kommu-
nikation, Kirchenstraße 12, in 66557 
Illingen beauftragt.
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GRUNDLAGEN
Die Erzeugung erneuerbarer Energie 
aus solarer Strahlungsenergie (Photo-
voltaik) ist von öffentlichem Interes-
se. Das Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(kurz: EEG) von 2011 fördert aus-
drücklich die Nutzung regenerativer 
Energiequellen, in diesem Fall ist dies 
die Errichtung einer Photovoltaikfrei-
flächenanlage auf einer Konversions-
fläche.

ZIEL DER PLANUNG

Der Investor, die Montan Solar GmbH 
bzw. die Stadt Völklingen beabsichtigt 
mit dieser Planungsmaßnahme die 
Schaffung der planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Errichtung 
eines Solarparks am Kohlelager der 
ehemaligen Grube Velsen.

Da ehemals bergbaulich genutzte Flä-
chen einer neuen Nutzung zugeführt 
werden, handelt es sich um ein Kon-
versionsprojekt. 

BEGRENZUNG DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES 

Der Geltungsbereich des Bebauungs-
planes wird begrenzt durch:

•	 die Warndtstraße (Landesstraße I. 
Ordnung) im Norden

•	 eine Bahnstrecke im Osten

•	 durch Flächen der ehemaligen 
Grube Velsen im Süden

•	 von einem Radweg im Westen

Der Bebauungsplan umfasst aus-
schließlich die Parzelle 38/3, sowie 
einen Teil der Parzelle 47/7. Die exak-
ten Grenzen sind der Planzeichnung 
zu entnehmen.

EIGENTUMSVERHÄLTNISSE

Die Grundstücksflächen befinden sich 
im Eigentum der RAG AG. Es werden 
somit ausschließlich Flächen über-
plant, die sich im Eigentum der RAG 
AG befinden.

FINANZIERUNG

Die Montan Solar GmbH trägt die 
Kosten für die Aufstellung des Bebau-
ungsplanes. Weitere Kosten zur Um-
setzung des Bebauungsplanes sind für 
die Stadt Völklingen nicht zu erwarten.

RAHMENBEDINGUNGEN

TOPOGRAFIE DES PLANGEBIETES

Das Plangebiet ist weitestgehend 
eben und fällt von Ost nach West 
leicht ab. Mittlerweile ist die Fläche 
geräumt, so dass keine größeren Men-
gen an abgelagerten Stoffen, welche 
die Topographie beeinflussen können, 
vorhanden sind. 

NUTZUNG DES PLANGEBIETES 
UND UMGEBUNGSNUTZUNG

Das Plangebiet wurde ehemals als 
Kohlelager genutzt. Aktuell liegt das 
Areal brach. 

Lage im Raum, o. M.; Quelle: ZORA, LKVK des Saarlandes



5Stadt Völklingen - Bebauungsplan IX/121 „Solarpark Kohlelager Velsen“	 www.kernplan.de

Im Norden des Geltungsbereiches ver-
läuft die L 163, mit einer Böschung im 
Bereich der Brücke über die Bahnlinie.

Im Westen verläuft wenige Meter vom 
Geltungsbereich entfernt ein Radweg 
und daran angrenzend die Rossel, 
ein Gewässer II. Ordnung. Westlich 
der Rossel befindet sich ein dichter 
Gehölzbestand der die Sicht auf das 
Plangebiet stark einschränkt. 

In Richtung Südosten bzw. Süden 
grenzen weitere Lagerflächen der 
RAG an.

VERKEHRSANBINDUNG

Das Plangebiet wird über die L 163 
(Warndtstraße), sowie den Rotweg an 
das örtliche Verkehrsnetz angebun-
den.

INFRASTRUKTUR

Zur Einspeisung des produzierten 
Stromes ist im Plangebiet ein Wech-
selrichter zu errichten.

VEGETATION

Die Flächen sind weitestgehend vege-
tationsfrei. Lediglich an einigen weni-
gen sehr kleinflächigen Stellen sowie 
in den Randbereichen zu den angren-
zenden Biotoptypen ist eine schüttere 
Vegetationsdecke und stellenweise 
aufkommende Verbuschung anzutref-
fen. Ökologisch hochwertige Vegeta-
tion fehlt. Erhebliche Beeinträchtigun-
gen können ausgeschlossen werden.

FAUNA

Der räumliche Geltungsbereich stellt 
einen trockenwarmen Standort dar, 
der speziell an solche Extrembedin-
gungen angepassten Arten, im Spe-
ziellen Heuschreckenarten, Lebens-
raum bieten könnte. Dies gilt neben 
der im ABSP-Artpool (Ministerium 
für Umwelt, Energie und Verkehr des 
Saarlandes (MUEV) (Hrsg.): „Arten- 
und Biotopschutzprogramm Saarland 
unter besonderer Berücksichtigung 
der Biotopverbundplanung (ABSP)“, 
1997 (CD-ROM/DVD-ROM)) in der 
Nachbarschaft aufgeführten Westli-
chen Beißschrecke auch für den Brau-
nen Grashüpfer sowie insbesondere 
für die Blauflügelige Ödlandschrecke. 
Die Blauflügelige Ödlandschrecke ist 
in der Roten Liste Deutschland, die 
Westliche Beißschrecke in der Roten 
Liste des Saarlandes aufgeführt.

Da sich nach Errichtung der geplan-
ten PV-Freiflächenanlage unter und 
zwischen den Modulen Ruderalfluren 
entwickeln werden und sich dadurch 
an den Rändern der Anlage vermehrt 
auch etwas höherwüchsige Vegeta-
tionsbereiche ausbilden werden, wer-
den sich die Habitatstrukturen und 
Lebensbedingungen für diese Arten 
deutlich verbessern. Erhebliche Beein-

Rand des Plangebietes mit angrenzendem Radweg; Foto: Kernplan

Blick in das Plangebiet mit Bahnstrecke außerhalb des Geltungsbereiches; Foto: Kernplan
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trächtigungen können daher ausge-
schlossen werden.

GEWÄSSER

In wenigen Metern Entfernung zum 
räumlichen Geltungsbereich befindet 
sich die Rossel, ein Gewässer 2. Ord-
nung. Dieses wird durch das Planvor-
haben jedoch nicht tangiert

ÜBERGEORDNETE LANDESPLA-
NERISCHE PLANUNGSVORGA-
BEN

Landesentwicklungsplan (LEP), 
Teilabschnitt Umwelt

Im Landesentwicklungsplan, Teilab-
schnitt Umwelt vom 13.7.2004 wer-
den innerhalb des Planungsraums 
keine Festlegungen getroffen. Das 
Plangebiet selbst und die nähere 
Umgebung sind als Siedlungsfläche, 
überwiegend Gewerbe dargestellt. 
Das südwestlich angrenzende Über-
schwemmungsgebiet der Rossel ist 

im Landesentwicklungsplan als Vor-
ranggebiet für den Hochwasserschutz 
festgesetzt. Dieser wird durch das Vor-
haben nicht tangiert. 

Landschaftsprogramm

Das aktuelle Landschaftsprogramm 
(2009) stellt das Tal der Rossel als 
Kaltluftentstehungsgebiet und gleich-
zeitig wichtige Kaltluftabflussbahn 
dar. Die Errichtung der Fotovoltaik-
module führt zwar unter den Modu-

LEP Umwelt; o. M.; Quelle: Ministerium für Umwelt, Energie und Verkehr

Luftbild des Planungsgebietes; o. M.; Quelle: LKVK des Saarlandes

L 163 Warndtstra
ße

Rotw
eg
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len kleinräumig zu einer Verringerung 
der nächtlichen Abkühlung, aufgrund 
der geringen Flächengröße bringt dies 
jedoch keine erhebliche Beeinträchti-
gung der Kaltluftentstehung mit sich. 
Da die Module keine flächenhaften 
Hindernisse darstellen, gilt dies auch 
für die Funktion des Gebietes als Ab-
flussbahn.

Der Geltungsbereich des Bebauungs-
planes befindet sich innerhalb des 
Regionalparks Saar. Der Regionalpark 
Saar soll eine Aufwertung von indus-
triell überprägten Stadtlandschaften 
schaffen und so die Lebensqualität 
steigern. Regionalparks sind dabei in-
formelle Instrumente, das bedeutet, 
mit ihnen sind keine restringierenden 
Wirkungen verbunden. Dies gilt eben-
so für den Vorschlag der Freiraumauf-
wertung im Bereich der Bergbauachse 
sowie in der Rossel-Aue.

Die vorgesehene Planung widerspricht 
insgesamt nicht den raumordnerisch 
und landesplanerisch vorgegebenen 
Entwicklungszielen und Grundsätzen. 

ÜBERGEORDNETE NATUR-
SCHUTZRECHTLICHE BELANGE

Gebiete von gemeinschaftlicher 
Bedeutung

Es liegen keine Gebiete von gemein-
schaftlicher Bedeutung im Einflussbe-
reich des Planvorhabens.

Überschwemmungsgebiet

Der Geltungsbereich befindet sich 
nicht im Überschwemmungsgebiet 
der benachbarten Rossel. Eine Erwei-
terung dieses Überschwemmungsge-
bietes, die den Geltungsbereich be-
treffen könnte, ist nicht geplant. 

Sonstige Schutzgebiete

Es sind innerhalb des Geltungsberei-
ches oder der näheren Umgebung 
keine Natur- oder Landschaftsschutz-
gebiete, Wasserschutzgebiete, Ge-

schützte Landschaftsbestandteile, 
Naturdenkmäler, Naturparks, Natio-
nalparks oder Biosphärenreservate 
ausgewiesen. Das geplante Vorhaben 
liegt auch nicht innerhalb eines nach 
§ 6 Abs. 1 des Saarländischen Natur-
schutzgesetzes geschützten unzer-
schnittenen Raumes.

Innerhalb des Geltungsbereiches be-
finden sich keine in der Denkmal-
liste nach § 6 des Saarländischen 
Denkmalschutzgesetzes verzeichnete 
Denkmäler oder in amtlichen Karten 
verzeichnete Gebiete, die von der Lan-
desdenkmalbehörde als archäologisch 
bedeutende Landschaften eingestuft 
worden sind.

Allgemeiner Schutz wild leben-
der Tiere und Pflanzen

Wenn von dem Planvorhaben in den 
Randbereichen Gehölz- und Baum-
bestände betroffen sein sollten, muss 
der nach § 39 BNatSchG festgeleg-
te allgemeine Schutz wild lebender 
Pflanzen und Tiere beachtet werden. 
Nach § 39 (5) Punkt 2 BNatSchG ist es 
verboten, „Bäume, die außerhalb des 
Waldes, von Kurzumtriebsplantagen 
oder gärtnerisch genutzten Grundflä-
chen stehen, Hecken, lebende Zäune, 
Gebüsche und andere Gehölze in der 
Zeit vom 1. März bis zum 30. Septem-
ber abzuschneiden oder auf den Stock 
zu setzen“.

Besonderer Artenschutz

Gem. §§ 19 und 44 des BNatSchG 
sind bei Planvorhaben streng und be-
sonders geschützte Arten (zu denen 
z. B. alle europäischen Vogelarten 
zählen) in besonderem Maße zu be-
rücksichtigen, d.h. es muss geprüft 
werden, ob durch das geplante Vorha-
ben besonders geschützte Arten oder 
natürliche Lebensräume im Sinne des 
Umweltschadensgesetzes erheblich 
gestört oder geschädigt werden kön-
nen bzw. ob ein Verbotstatbestand 

nach § 44 des Bundesnaturschutzge-
setzes vorliegt. 

Der Geltungsbereich befindet sich 
zwischen Eisenbahntrasse und Rossel 
in unmittelbarer Nachbarschaft zum 
Bergwerk Velsen. Es handelt sich um 
ein altes Kohlelager der Grube Velsen, 
das aktuell kaum Vegetationsbede-
ckung aufweist. Artenschutzrechtlich 
relevante Pflanzenarten oder natür-
liche Lebensräume im Sinne des Um-
weltschadensgesetzes kommen nicht 
vor.

Aufgrund der weitgehend vegeta-
tionslosen Ausstattung des Gebietes 
sind keine ökologisch besonders be-
deutsamen Tierarten zu erwarten. 
Hinweise auf das Vorkommen arten-
schutzrechtlich relevanter Vogelarten 
oder anderer Artgruppen, die durch 
das Vorhaben erheblich beeinträch-
tigt werden könnten, liegen nicht vor. 
Innerhalb des Geltungsbereiches und 
in der direkten Umgebung sind ins-
besondere keine Fortpflanzungsräume 
streng geschützter Tierarten zu erwar-
ten. Es liegen aufgrund der offiziell zur 
Verfügung stehenden Geofachdaten 
auch keine Hinweise auf das Vorkom-
men artenschutzrechtlich relevanter 
Tierarten innerhalb des Plangebietes 
vor.

Eine Ausnahme könnten an Extrem-
bedingungen angepasste Heuschre-
ckenarten sein: durch das potenzielle 
Vorkommen von trocken- und wär-
meliebenden Heuschreckenarten wie 
insbesondere die Blauflügelige Öd-
landschrecke können zwar beson-
ders geschützte Arten innerhalb des 
Geltungsbereiches vorkommen, da 
die aktuelle Untergrundbeschaffen-
heit jedoch weitgehend unverändert 
bleibt, werden die trockenwarmen 
Standortbedingungen auf einem gro-
ßen Teil der Fläche auch nach Errich-
tung der PV-Module erhalten bleiben. 
Durch die sich infolge der Sukzession 
vor allem unter den PV-Modulen ent-
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wickelnde Ruderalfluren werden sich 
an den Rändern der Anlage vermehrt 
auch etwas höherwüchsige Vegeta-
tionsbereiche ausbilden, welche die 
Strukturvielfalt des Gebietes erhöhen 
und die Lebensraumbedingungen für 
viele Tierarten, insbesondere für Heu-
schrecken, deutlich verbessern wer-
den.

Erhebliche nachteilige Beeinträchti-
gungen von artenschutzrechtlich re-
levanten Arten sind insgesamt nicht 
zu erwarten, so dass kein Verbotstat-
bestand im Sinne des § 44 BNatSchG 
vorliegt und keine genauere arten-
schutzrechtliche Prüfung erforderlich 
ist.

Auch erhebliche nachteilige Auswir-
kungen auf Tier- und Pflanzenarten 
im Sinne des Umweltschadensge-
setzes sind nicht zu erwarten. Einer 
Haftungsfreistellung für Schäden an 
bestimmten Arten und natürlichen 
Lebensräumen nach § 19 des Bundes-
naturschutzgesetzes steht nach der-
zeitigem Kenntnisstand daher nichts 
entgegen.

INFORMELLE FACHPLANUNGEN

Flächen des Arten- und Biotop-
schutzprogramms (ABSP) und 
ABSP-Artpool

Innerhalb des Geltungsbereiches be-
finden sich weder Arten noch Flächen, 
die in dem Datenmaterial des ABSP 
aufgeführt sind. An den Geltungsbe-
reich schließt südwestlich die als lan-
desweit bedeutsam eingestufte Fläche 
6706 063 „Rosselaue bei Geislau-
tern“ an. Die ökologische Wertigkeit 
ergibt sich aus dem Vorkommen der 
Vogelarten Teichrohrsänger, Schwanz-
meise, Kleinspecht, Rohrammer, Wen-
dehals, Nachtigall, Gartenrotschwanz 
und Wasserralle sowie der Ringelnat-
ter, die alle auch für das Jahr 1983 im 
alten ABSP-Artpool aufgeführt sind. 
Die Wasserralle  sowie zusätzlich der 
Eisvogel sind auch in der Ergänzung 

des ABSP-Artpools 2005 aufgeführt 
(beide 1997-2002, OBS). Für keine 
dieser Arten bietet der Geltungsbe-
reich geeigneten Lebensraum. 

In der Nachbarschaft des Geltungs-
bereiches wurde 1991 die Westliche 
Beißschrecke erfasst (Atlas Dorda et 
al). Ein Vorkommen dieser an trocken-
warme Standorte angepassten Art 
innerhalb des Geltungsbereiches ist 
zwar unwahrscheinlich, da sie neben 
vegetationsarmen, mikroklimatisch 
begünstigten Bereichen auch etwas 
höherwüchsige Vegetation benötigt, 
kann jedoch nicht ausgeschlossen 
werden. Geeignete Habitate für die 
Westliche Beißschrecke sind vor allem 
lückige Mager- und Halbtrockenrasen 
sowie trocken-magere Brachestruktu-
ren und Ruderalfluren, die im Plange-
biet bis auf die Randbereiche und sehr 
kleinflächige Bereiche mit schütterer 
Vegetation fehlen. 

Biotopkartierung

Innerhalb des Geltungsbereiches lie-
gen keine im Rahmen der Biotopkar-
tierung erfassten Flächen.

FLÄCHENNUTZUNGSPLAN

Der Flächennutzungsplan des Regio-
nalverbandes Saarbrücken stellt für 
den Geltungsbereich des vorliegen-
den Bebauungsplanes eine gewerb-
liche Baufläche dar, darunter ist die 
Bezeichnung „Lagerplatz“ ersichtlich. 
Zusätzlich ist die Signatur „zu rekulti-
vierende Fläche“vorhanden.

GELTENDES PLANUNGSRECHT

Die betreffenden Parzellen liegen 
nicht innerhalb eines rechtskräftigen 
Bebauungsplanes. 

ERFORDERLICHKEIT VON NEUEM 
PLANUNGSRECHT

Um die vorgesehene Nutzung auf 
dem Areal zu ermöglichen und um 
die Einspeisevergütung zu gewähr-
leisten, ist die Aufstellung eines Be-
bauungsplanes der Innenentwicklung 
erforderlich. Die Aufstellung erfolgt im 
beschleunigten Verfahren nach § 13a 
i.V.m. § 13 BauGB.

Die Voraussetzungen hierfür sind - wie 
im Folgenden dargelegt - erfüllt: Bei 
der Planung handelt es sich um eine 

Ausschnitt aus dem FNP des Regionalverbandes Saarbrücken; o. M.; Quelle: Stadt Völklingen
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Maßnahme der Innenentwicklung, 
eine Wiedernutzbarmachung von 
Flächen. Auch wird der maßgebende 
Schwellenwert von 20.000 m2 nicht 
überschritten. Weitere Voraussetzung 
der Anwendung des § 13a BauGB ist, 
dass keine Anhaltspunkte für eine Be-
einträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 
und § 1a BauGB genannten Umwelt-
belange vorliegen. Dies trifft für den 
vorliegenden Bebauungsplan zu.

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

Der Bebauungsplan wurde unter Be-
achtung der aktuellen relevanten Bau- 
und Umweltgesetzgebung aufgestellt. 
Die verwendeten gesetzlichen Grund-
lagen sind der entsprechenden Rubrik 
im Textteil der Planzeichnung zu ent-
nehmen.

VERFAHRENSVERMERKE

Einen Überblick über das Verfahren 
zur Aufstellung des Bebauungsplanes 
zeigt die Planzeichnung zum Bebau-
ungsplan unter der Rubrik “Verfah-
rensvermerke”.
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DAS PROJEKT

HISTORIE DES STANDORTES

Wie den Kartenauszügen zu ent-
nehmen ist, wurde das Plangebiet 
im Rahmen des Betriebes der Grube 
Velsen zunächst als Standort für zwei 
Schlammweiher und ab ca. 1970 als 
Lagerplatz für Kohle, welche an die 
Dillinger Hüte oder die Roheisenge-
sellschaft Saar geliefert wurde, ge-
nutzt.

Südlich des Kohlelagers war lange ein 
Schwelwerk angesiedelt, danach wur-
de der Anlagenbereich von 1967 bis 
zum Abriss 1976 als chemisches Labo-
ratorium genutzt.

KONVERSION

Das Plangebiet, welches mittlerweile 
nicht mehr als Lagerfläche für Koh-

le genutzt wird soll nun einer neuen 
Nutzung zugeführt werden. Aufgrund 
der spezifischen Standorteigenschaf-
ten (Erfüllung der Kriterien des EEG 
zur Einspeisevergütung, Orientierung 
und Topographie der Fläche) ist das 
Plangebiet für eine Photovoltaiknut-
zung prädestiniert.

PLANUNGSALTERNATIVEN

Alternativen wurden im Rahmen der 
Standortsuche sowie der Erstellung 
des Bebauungsplanes untersucht. 
Standortalternativen ergaben sich 
aufgrund der Flächenverfügbarkeit 
sowie der gewünschten Nutzung mit 
spezifischen Anforderungen an An-
dienung und Zuschnitt sowie der bau-
planungsrechtlich zulässigen Nutzung 
nicht. Zudem stellt das Vorhaben eine 
sinnvolle Revitalisierung der Gewer-
bebrache dar.

Auf dem Standort selbst wurden meh-
rere Alternativen hinsichtlich Bebau-
ung bzw. Aufstellung der Photovol-
taikanlagen und Erschließung unter-
sucht. 

ERSCHLIESSUNG

Auf den Flächen des ehemaligen 
Kohlelagers der Grube Velsen ist die 
Errichtung einer Photovoltaikanlage 
(PV) geplant.

Für die Errichtung bzw. den Betrieb 
der Photovoltaikfreiflächenanlage ist 
lediglich eine Zuwegung für die Auf-
stellung und Wartung der Module 
notwendig. Darüber hinausgehende 
Erschließungsmaßnahmen sind nicht 
erforderlich.

Zur Einspeisung des gewonnenen 
Stromes in das Stromnetz ist die Er-
richtung eines oder mehrerer Wech-

Auszug aus der topographischen Karte von 1933 , Quelle: Deutsche Steinkohle AG
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selrichter notwendig. Das gesamte 
Gebiet wird zum Schutz vor Vandalis-
mus und Diebstahl mit einem Zaun 
eingezäunt, im Bereich der Zuwegung 
sind Tore vorgesehen.

DESIGN DER ANLAGE

Die Ausrichtung der Module erfolgt in 
Südrichtung. Aufgrund der topogra-
phischen Verhältnisse und der ökolo-

gischen Wertigkeit werden die Rand-
bereiche im Norden und Nordwesten 
des Plangebietes ausgespart.

Beispielhafte technische Details sind 
den Beispielskizzen zum Montagesys-
tem zu entnehmen.

Beispiel Montagesystem, o.M, Quelle: montan Solar GmbH

Auszug aus der topographischen Karte von 1971 , Quelle: Deutsche Steinkohle AG
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Belegungsvorschlag, o. M.; Quelle: montan Solar GmbH

L 164 Warndtstra
ße

Beispielperspektive Montagesystem, o.M, Quelle: montan Solar GmbH
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FESTSETZUNGEN
Für den Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes gelten die folgenden Fest-
setzungen:

ART DER BAULICHEN NUTZUNG

SONSTIGES SONDERGEBIET 
„PHOTOVOLTAIK“

Sonstiges Sondergebiet, Gebiet für 
die Errichtung einer Photovoltaikfrei-
flächenanlage, gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB i.V.m. § 11 BauNVO

Festsetzung

Zulässig sind:

1.	 Anlagen zur Erzeugung von 
Strom aus solarer Strahlungs-
energie (Photovoltaikanlage)

2.	 Alle zum Betrieb der Photovol-
taikanlage erforderlichen Anla-
gen, Funktionen, Bauteile, Zuwe-
gungen, Zäune, Wechselrichter

3.	 Alle zur Entwässerung des Plan-
gebietes notwendigen Entwässe-
rungsbecken und -mulden samt 
Zubehör.

Begründung

Gem. § 11 Abs. 1 BauNVO sind solche  
Gebiete als Sonstige Sondergebiete 
darzustellen, die sich von den Bauge-
bieten nach den §§ 2 bis 10 BauNVO 
wesentlich unterscheiden. Gem Abs. 2 
ist deren Zweckbestimmung und die 
Art der Nutzung festzusetzen.

Ziel der vorliegenden Planung ist 
die Nutzung des Gebietes mit einer 

Photovoltaikfreiflächenanlage pla-
nungsrechtlich vorzubereiten. 

Deshalb sind innerhalb des Baufens-
ters Anlagen zur Erzeugung von Strom 
und solarer Strahlungsenergie zuläs-
sig.

Weiterhin wurde die Zulässigkeit von 
Anlagen festgesetzt, die nötig sind, 
um die angestrebte Hauptnutzung zu 
realisieren.

Zur internen Erschließung, sowie der 
externen Anbindung des Sonstigen 
Sondergebietes Photovoltaik sind 
Zuwegungen zulässig. Ein wichtiges 
Element jeglicher Nutzung ist die Ent-
wässerung. Vorrichtungen zur Ent-
wässerung müssen zwingend zulässig 
sein, um einen schadlosen Abfluss von 
Wasser zu ermöglichen.

Rechtsplan, o. M.; Quelle: Kernplan
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MASS DER BAULICHEN NUT-
ZUNG

HÖHE BAULICHER ANLAGEN

hier: Maximale Höhe der Photovol-
taikanlagen, gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB i.V.m. § 18 BauNVO

Festsetzung

Die Photovoltaikanlagen und sons-
tigen Anlagen dürfen maximal 4 m 
über das heutige, natürliche Gelände 
hinausragen.

Begründung

Die Festsetzung der maximalen Höhe 
baulicher Anlagen dient der Verhinde-
rung einer Höhenentwicklung über das 
unbedingt nötige Maß hinaus. Inner-
halb der zulässigen Höhe können alle 
technischen Möglichkeiten für eine 
möglichst optimierte Photovoltaik
nutzung ergriffen werden.

GRUNDFLÄCHENZAHL UND ZU-
LÄSSIGE GRUNDFLÄCHE

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. 
§ 19 BauNVO

Festsetzung

Die Grundflächenzahl (GRZ) wird für 
die Modulfläche als projizierte über-
baubare Fläche auf 0,5 festgesetzt, 
um die Belegungsdichte der Module 
zu regeln.

Begründung

Im sonstigen Sondergebiet Photovol-
taik ist eine Grundflächenzahl von 0,5 
für die projizierte überbaubare Fläche 
völlig ausreichend. Im Unterschied zu 
gängigen baulichen Anlagen bringen 
Photovoltaikanlagen einen sehr gerin-
gen Versiegelungsgrad mit sich, da sie 
in diesem Fall lediglich mit Fundamen-
ten oder als Rammsysteme in der Erde 
befestigt werden.

ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKS-
FLÄCHEN

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. 
§ 23 BauNVO

Festsetzung

Die überbaubare Grundstücksfläche 
wird im Plan mittels Baugrenzen fest-
gesetzt. Die PV-Module sind innerhalb 
der im Plan definierten Baugrenze zu 
errichten. 

Innerhalb der überbaubaren Grund-
stücksfläche dürfen außerdem alle 
zum Betrieb der Photovoltaikanlage 
erforderlichen Anlagen, Funktionen, 
Bauteile, Zuwegungen und Zäune er-
richtet werden. 

Des Weiteren dürfen innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen al-
le zur Entwässerung des Plangebietes 
notwendigen Entwässerungsbecken 
und -mulden samt Zubehör ausgebaut 
werden.

Begründung

Die Festsetzung der Baugrenzen er-
laubt die Errichtung der Photovoltaik-
freiflächenanlage an der vorgesehe-
nen Stelle. Das Baufenster ist ausrei-
chend groß dimensioniert, um alle zur 
Errichtung und zum Betrieb der Photo-
voltaikfreiflächenanlage notwendigen 
Nebenanlagen und Funktionen anzu-
legen.

VON BEBAUUNG FREIZUHALTEN-
DE FLÄCHEN

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB

Festsetzung

Die Fernleitung der Praxair und das 
dazugehörige Steuerkabel, welche 
im Bereich der L 163 verlaufen, sind 
durch einen Schutzstreifen gesichert. 
Dieser befindet sich teilweise inner-
halb der privaten Grünfläche und ist 
von Bebauung freizuhalten. 

Die Grubengasleitung der STEAG, wel-
che im Bereich der L 163 verläuft, ist 
durch einen Schutzstreifen gesichert. 
Dieser befindet sich teilweise inner-
halb der privaten Grünfläche und ist 
von Bebauung freizuhalten.

Begründung

Mit der Festsetzung der Schutzstreifen 
wird den Belangen der Leitungsbetrei-
bern Rechnung getragen.

PRIVATE GRÜNFLÄCHE

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Festsetzung

Die bestehenden Grünflächen entlang 
der Warndtstraße, sowie entlang des 
bestehenden Radweges werden als 
private Grünflächen festgesetzt.

Begründung

Aufgrund der Abschirmung gegenüber 
den beiden Verkehrswegen sollen die 
privaten Grünflächen erhalten blei-
ben. Die privaten Grünflächen bleiben 
unversiegelt und können u.a. zur Ver-
sickerung von anfallendem Nieder-
schlagswasser genutzt werden.

FLÄCHEN FÜR DIE ERHALTUNG 
VON BÄUMEN, STRÄUCHERN 
UND SONSTIGEN BEPFLANZUN-
GEN

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB

Festsetzung

Der Gehölzbestand auf den bestehen-
den Grünflächen entlang der Warndts-
traße, sowie entlang des Radweges ist 
dauerhaft zu erhalten.

Begründung

Die getroffene Festsetzung dient dem 
Sichtschutz hin zu den angrenzenden 
Verkehrsachsen und der Eingrünung 
des Plangebietes. Sollte der Bewuchs 
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die effektive Nutzung der Anlage z. B. 
durch Schattenwurf beeinträchtigen, 
ist ein angemessener Rückschnitt er-
laubt.

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

Festsetzung

Die Photovoltaikanlage ist einzuzäu-
nen. Einfriedungen sind bis zu einer 
Höhe von 3 m zulässig.

Begründung

Die Einzäunung der Photovoltaikanla-
ge dient dem Schutz vor Sachbeschä-
digung und Diebstahl. Die Höhen-
begrenzung auf 3  m verhindert eine 
optische Beeinträchtigung des Land-
schaftsbildes.

GRENZE DES RÄUMLICHEN GEL-
TUNGSBEREICHES

Gemäß § 9 Abs. 7 BauGB

Die Grenze des räumlichen Geltungs-
bereiches ist der Planzeichnung zu 
entnehmen.

HINWEISE

Verfahrenshinweise

Das Verfahren wird gem. § 13a BauGB 
durchgeführt. Die Vorschriften des  
§ 13 BauGB finden entsprechend An-
wendung. Damit wird auf die Erstel-
lung eines Umweltberichtes verzich-
tet, ebenso auf die Durchführung einer 
Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung.

Der Flächennutzungsplan des Regio-
nalverbandes Saarbrücken wird im 
Wege der Berichtigung angepasst.

Die Zaunanlage um die Photovoltaik-
anlage sollte so gestaltet werden, 
dass sie für Klein- und Mittelsäuger 
durchlässig ist. Auf Sockelmauern 
sollte aus Gründen der Durchlässig-
keit grundsätzlich verzichtet werden. 
Die Zaununterkante sollte etwa 20 cm 
über der Geländeoberfläche liegen.

Die im Bebauungsplangebiet aus-
gewiesenen bebaubaren Grundstü-
cke sind entlang der Grenze zu den 
Bahnanlagen mit einer dauerhaften 
Einfriedung ohne Öffnung bzw. einer 
Leitplanke abzugrenzen.

Bei Solaranlagen darf keine Verwechs-
lungsgefahr mit Signalanlagen der DB 
AG entstehen. Eine Blendwirkung der 
Werbeanlagen/Solaranlagen in Rich-
tung der Bahnlinie ist auszuschließen.

Solaranlagen, sowie Beleuchtungsan-
lagen von Parkplätzen, Wegen, Wer-
bung und dergleichen, sind blendfrei 
zum Bahnbetriebsgelände hin zu ge-
stalten. Sie sind in ihrer Farbgebung 
und Strahlrichtung so anzuordnen, 

dass jegliche Signalverwechslung und 
Blendwirkung ausgeschlossen ist. 
Sollte sich nach der Inbetriebnahme 
eine Blendung herausstellen, so sind 
vom Bauherrn entsprechende Abschir-
mungen anzubringen

KENNZEICHNUNGEN
Im Geltungsbereich muss mit Altlas-
tenverdachtsflächen/Altablagerungen 
gerechnet werden. Die Fläche ist nicht 
in das Altlastenkataster eingetragen, 
weitergehende Untersuchungen sind 
nach Absprache mit dem LUA nicht 
erforderlich. Im Rahmen der Bautätig-
keit anfallende Aushubmassen sind 
gutachterlich zu begleiten. Aufgrund 
der angedachten Nutzung des Gel-
tungsbereiches als Photovoltaikfrei-
flächenanlage und der Rammung der 
Module erfolgt jedoch kein Eingriff 
in tiefe Bodenschichten. Aus der Vor-
kenntnis der Fläche und der ange-
dachten Nutzung ergeben sich damit 
keine unlösbaren Konfliktsituationen. 
Südlich des Geltungsbereiches befin-
det sich der Altstandort GR0_20575 
„Schwelwerk Grube Velsen“.
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PLANVERWIRKLICHUNG 
UND AUSWIRKUNGEN

ABWÄGUNG DER ÖFFENTLICHEN 
UND PRIVATEN BELANGE

Für jede städtebauliche Planung ist 
das Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 
7 BauGB von besonderer Bedeutung. 
Danach muss die Stadt als Planungs-
trägerin bei der Aufstellung eines Be-
bauungsplanes die öffentlichen und 
privaten Belange gegeneinander und 
untereinander gerecht abwägen. Die 
Abwägung ist die eigentliche Pla-
nungsentscheidung. Hier setzt die 
Stadt ihr städtebauliches Konzept um 
und entscheidet sich für die Berück-
sichtigung bestimmter Interessen und 
die Zurückstellung der dieser Lösung 
entgegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung im-
pliziert eine mehrstufige Vorgehens-
weise, die aus folgenden vier Arbeits-
schritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmate-
rials (siehe „Auswirkungen der Pla-
nung“)

•	 Gewichtung der Belange (siehe 
„Gewichtung des Abwägungsma-
terials“)

•	 Ausgleich der betroffenen Belange 
(siehe „Fazit“)

•	 Abwägungsergebnis (siehe „Fa-
zit“).

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die  
natürlichen Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ord-
nung und Entwicklung bzw. der natür-
lichen Lebensgrundlagen (im Sinne 
des § 1 Abs. 6 BauGB) sind insbeson-
dere folgende möglichen Auswirkun-
gen beachtet und in den Bebauungs-
plan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemei-
nen Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert 
die wesentlichen Grundbereiche 
menschlichen Daseins. Er enthält die 
aus den allgemeinen Planungsgrund-
sätzen entwickelte Forderung für Bau-
leitpläne, dass die Bevölkerung bei der 
Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeits-
bedingungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und 
Arbeitsstätten so entwickelt werden 
sollen, dass Beeinträchtigungen vom 
Planungsgebiet auf die Umgebung 
und von der Umgebung auf das Pla-
nungsgebiet vermieden werden. Dies 
kann erreicht werden, indem unver-
einbare Nutzungen voneinander ge-
trennt werden.

Im Westen, getrennt durch eine Wald-
fläche, befindet sich zwar ein Wohn-
gebiet. Aufgrund des dichten und 
hohen Bewuchses, sowie des Abstan-
des von ca. 170 m zwischen Wohnbe-
bauung und dem Geltungsbereich ist 
allerdings nicht mit einer Beeinträchti-
gung der Anwohner durch die geplan-
te Nutzung zu rechnen.

Die vorgesehene Nutzung des Plan-
gebietes durch die Errichtung von 
Photovoltaikanlagen wird keinen Kun-
den- oder Publikumsverkehr hervor-
rufen, sodass dadurch hervorgerufene 
Lärmbelästigen ausbleiben werden.

Auswirkungen auf die Erhaltung, 
Gestaltung und Erneuerung des 
Orts- und Landschaftsbildes

Von dem geplanten Vorhaben sind 
keine Auswirkungen auf das Orts- und 
Landschaftsbild zu erwarten.

Die Höhe der Photovoltaikanlagen ist 
auf 4 m begrenzt, sodass keine opti-
sche Beeinträchtigung des Umfeldes 
entstehen wird.

Blendende Reflexionen in Richtung 
der westlichen Wohnbebauung sind 
aufgrund der Ausrichtung, des Anstell-
winkels und der starken Eingrünung, 
sowie des Abstandes nicht zu erwar-
ten. Der Verkehr auf der nördlich ge-
legenen Landesstraße wird aufgrund 
der Ausrichtung der Module in Rich-
tung Süden bzw. Ost-West nicht durch 
Reflexionen beeinträchtigt.

Im Süden und Osten des Plangebietes 
befinden sich weitere Teilbereiche des 
Grubengeländes, sowie eine Bahn-
strecke. Deshalb ist in diesem Bereich 
nicht mit Störungen durch Reflexionen 
zu rechnen.

Auswirkungen auf die Belange 
des Denkmalschutzes 

Innerhalb des Plangebietes befinden 
sich keine ausgewiesenen Denkmäler. 
Belange des Denkmalschutzes werden 
durch die aktuelle Planung somit nicht 
berührt.

Auswirkungen auf umweltschüt-
zende Belange

Aufgrund der anthropogenen Über-
prägung der Fläche und der geringen 
zusätzlichen Versiegelung hat das Vor-
haben keine negativen Auswirkungen 
auf umweltschützende Belange. Im 
südlichen Bereich und an den west-
lichen und östlichen Grundstücks-
rändern befinden sich ausgeprägte 
Grünstrukturen. Diese werden durch 
entsprechende Festsetzungen erhal-
ten und durch das geplante Vorhaben 
nicht beeinträchtigt. 

Die geplante Nutzung ist unempfind-
lich gegenüber Altlasten. Weiterhin er-
folgt durch die Rammung der Module 
kein Eingriff in tiefe Bodenschichten. 
Negative Beeinträchtigungen auf-
grund der Vornutzung des Standortes 
können somit ausgeschlossen wer-
den, Konflikte sind durch die Planung 
nicht zu erwarten.
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Zudem wird ein Beitrag zum sparsa-
men Umgang mit Grund und Boden 
geleistet. Die überplante Konversions-
fläche wird durch die Realisierung 
des Bebauungsplanes einer neuen 
Nutzung zugeführt, anstatt für die 
Photovoltaiknutzung restriktionsarme 
Flächen im Außenbereich zu verbrau-
chen.

Auswirkungen auf die Belange 
des Verkehrs

Die Erschließung des Plangebietes ist 
über die bestehenden Erschließungs-
ansätze der Warndtstraße bzw. des 
Rotweges bereits gewährleistet und 
für die vorgesehene Nutzung ausrei-
chend.

Ein erhöhtes Park- oder Verkehrsauf-
kommen kann ausgeschlossen wer-
den, da durch die Art der Nutzung kein 
Kunden- oder Lieferverkehr entsteht.

Auswirkungen auf die Belange 
der Land- und Forstwirtschaft

Land- und forstwirtschaftliche Flächen 
sind von der Planung nicht betroffen.

Auswirkungen auf die Belange 
der Versorgung, insbesondere 
mit Energie und Wasser

Es sind keine negativen Auswirkungen 
bekannt. Das bestehende Gebäude ist 
an Strom- und Wasserversorgung an-
geschlossen.

Bei dem Vorhaben handelt es sich um 
ein Projekt zur regenerativen Energie-
gewinnung. Der Ausbau der Nutzung 
solarer Strahlungsenergie entspricht 
dem bundespolitischen Ziel zur Ge-
staltung des Klimawandels durch Ver-
ringerung des CO2-Ausstoßes in Pro-
zessen der Energieerzeugung.

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB 
zu berücksichtigenden Belange wer-
den nach jetzigem Kenntnisstand 
durch die Planung nicht berührt.

Auswirkung der Planung auf die 
privaten Belange

Zum jetzigen Zeitpunkt sind keine ne-
gativen Auswirkungen der Planung 
auf die privaten Belange bekannt. 

GEWICHTUNG DES  
ABWÄGUNGSMATERIALS	

Gemäß dem im Baugesetzbuch veran-
kerten Abwägungsgebot (§ 1 Abs.  7 
BauGB) wurden die bei der Abwägung 
zu berücksichtigenden öffentlichen 
und privaten Belange gegeneinander 
und untereinander gerecht abgewo-
gen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungs-
plan eingestellt. In diesem Verfahren 
wurden insbesondere folgende Aspek-
te beachtet:

Argumente für die Verabschie-
dung des Bebauungsplanes
•	 Keine Beeinträchtigungen stör-

empfindlicher und weiterer an-
grenzender Nutzungen

•	 Keine negativen Auswirkungen 
der Planung auf die Umgebung

•	 Revitalisierung einer bereits ge-
werblich genutzten und versie-
gelten Fläche, die als Altstandort 
gekennzeichnet ist

•	 Kein Erschließungsaufwand

•	 Keine nachtteiligen Auswirkun-
gen der Umnutzung auf das Orts- 
und Landschaftsbild

•	 Keine erheblich negativen und 
nicht ausgleichbaren Eingriffe in 
Natur und Landschaft

•	 Erzeugung von umweltfreundli-
chem Strom

Argumente gegen die Verab-
schiedung des Bebauungsplanes

Es sind zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
keine Argumente bekannt, die gegen 
die Aufstellung des Bebauungsplanes 
sprechen.

FAZIT

ABWÄGUNGSERGEBNIS

Im Rahmen der Aufstellung des Be-
bauungsplanes wurden die zu beach-
tenden Belange in ihrer Gesamtheit 
untereinander und gegeneinander 
abgewogen. Aufgrund der genann-
ten Argumente, die für die Planung 
sprechen, ist der Stadt Völklingen 
zum jetzigen Planungsstand die Ver-
abschiedung des Bebauungsplanes zu 
empfehlen. 


